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Zum Anwendungsbereich des § 108 SGB VII 
 
§§ 108, 106 Abs. 3 Alt. 3 SGB VII, § 6 EFZG 
 
Urteil des BGH vom 30.05.2017 – VI ZR 501/16 – 
Aufhebung und Zurückverweisung des Urteils des LG Ravensburg vom 18.02.2016 – 1 S 72/15 –  
 

Die Klägerin, die Subunternehmerin der Beklagten, nimmt die Beklagte aus § 6 Abs. 1 
EFZG in Anspruch. 
Die Klägerin betreibt ein Transportunternehmen. Sie wurde von der Beklagten beauftragt, Kies 
für die Befüllung der Garagendächer zweier nebeneinanderliegender Garagen zu liefern. Die 
Anlieferung erfolgte mit einem Betonmischer mit Förderband. Der Arbeitnehmer W. der Klägerin 
musste, um den Auftrag erfüllen zu können, auf eines der Garagendächer steigen und den Kies 
mittels Fernbedienung des Förderbandes auf das Garagendach befördern. Die beiden Arbeit-
nehmer der Beklagten sollten sodann den Kies auf den Garagendächern verteilen. Als W. vom 
Garagendach unter Benutzung einer Leiter der Arbeitnehmer der Beklagten hinunterstei-
gen wollte, kam er auf der zweiten Leiterstufe zu Fall und brach sich einen Arm. Die Klägerin 
behauptet, die Leiter sei zusammengeklappt. Die Beklagte war nicht durch eines ihrer Organe 
auf der Baustelle vertreten. 
Das AG Tettnang hat die Klage abgewiesen, die Berufung der Klägerin vor dem LG 
Ravensburg hatte keinen Erfolg. 
Der BGH gab der Revision der Klägerin statt und verwies den Rechtsstreit an das LG zu-
rück. 
Zunächst führt der BGH aus, der Senat sei nicht deshalb an einer Sachentscheidung gehindert, 
weil das Berufungsgericht die Berufungsanträge in seinem Urteil nicht wiedergegeben ha-
be. Zwar sei dies grundsätzlich ein von Amts wegen zu beachtender Verfahrensmangel, aber 
vorliegend unbeachtlich, weil sich das Begehren des Berufungsführers aus dem Gesamtzu-
sammenhang des Vortrags vor Gericht ergebe (wird ausgeführt s. Rz. 7).  
Das Berufungsurteil unterliege aber der Aufhebung, weil das LG § 108 SGB VII nicht beachtet 
habe. Es habe § 106 Abs. 3 Alt. 3 SGB VII als gegeben angesehen, ohne den Vorrang der 
Sozialgerichte für die Klärung der diesbezüglichen sozialrechtlichen Vorfragen beachtet zu 
haben (s. Rz. 9). Der den Sozialgerichten eingeräumte Vorrang beziehe sich für die §§ 105, 
106 Abs. 3 Alt. 3 SGB VII auf die Frage, ob ein Arbeitsunfall eingetreten sei, was zuvor die Klä-
rung der Versicherteneigenschaft des Geschädigten voraussetze. Eine eigenständige Beurtei-
lung dieser Fragen sei den Zivilgerichten grundsätzlich verwehrt (s. Rz. 12). Diese Grundsätze 
gälten auch dann, wenn die Prüfung der Haftungsprivilegierung selbst der Kompetenz der Zivil-
gerichte unterliege. Da die Zivilgerichte die vorrangige Entscheidungszuständigkeit von 
Amts wegen zu berücksichtigen hätten, seien Feststellungen dazu, in welchem Umfang 
die Bindungswirkung nach § 108 Abs. 1 SGB VII eingetreten sei, zwingend erforderlich. 
Dies gelte auch dann, wenn die Voraussetzungen der Haftungsprivilegierung des in Anspruch 
genommenen Schädigers nicht erfüllt seien, aber die Frage zu klären sei, ob seine Haftung im 
Hinblick auf die Privilegierung eines weiteren Schädigers nach den Grundsätzen der ge-
störten Gesamtschuld beschränkt ist. Der Anwendungsbereich des § 108 SGB VII hänge 
nicht nur davon ab, ob der Schädiger haftungsprivilegiert sein könnte. Maßgeblich sei vielmehr, 
dass ein Gericht außerhalb der Sozialgerichtsbarkeit „über Ersatzansprüche der in den §§ 104 
bis 107 SGB VII genannten Art“ zu entscheiden habe, womit jegliche vertragliche oder delik-
tische Personenschadensersatzsansprüche gemeint seien, denen ein Versicherungsfall 
zugrunde liegen könnte. Hierzu gehörten vorliegend Ansprüche nach den §§ 280 Abs. 1, 278, 
831 Abs. 1, 823 Abs. 1 BGB. 
Das Berufungsurteil lasse nicht erkennen, ob und in welchem Umfang eine Bindungswirkung 
nach § 108 SGB VII eingetreten sei. Es sei nicht festgestellt worden, ob ein Unfallversiche-
rungsträger überhaupt eine Entscheidung getroffen habe, noch ob eine solche Entscheidung 
unanfechtbar geworden ist (§ 77 SGG), noch, ob die dafür nach § 12 Abs. 2 SGB X hinzuzie-
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henden Beteiligten zu dem Verfahren hinzugezogen wurden (wird einzeln ausgeführt s. Rz. 15 
ff.). 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 30.05.2017 – VI ZR 501/16 –  
wie folgt entschieden: 
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